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Wir haben gegen die Sparkasse Recht bekommen. Im Anhang der 
Beschluss, der auch im Detail lesenswert ist.

27. März 2024 - Berliner Sparkasse sperrt Konto der Jüdischen Stimme

Am 25.03.2024 wurde unser Konto bei der Berliner Sparkasse mit sofortiger Wirkung gesperrt. 
In einem Schreiben teilt uns die Sparkasse mit, dass sie diesen Schritt vorsorglich 
unternommen hat und wir zur Aktualisierung unserer Kundendaten zahlreiche 
Vereinsunterlagen bis zum 05.04. einreichen sollen. Die Sparkasse ist als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts an das öffentliche Recht gebunden und darf nicht willkürlich Konten sperren 
ohne es zu begründen, was sie nicht getan hat. Außergewöhnlich ist auch, dass zu den 
geforderten Unterlagen eine Liste unserer Mitglieder mit vollständigen Namen und Anschriften 
gehört.

Warum sollte diese Information für die Berliner Sparkasse wichtig sein? Es klingt eher wie einer 
Frage des LKA oder der Polizei, die uns seit geraumer Zeit als jüdische Organisation politisch 
verfolgen. Unser früheres Konto bei der Bank für Sozialwirtschaft wurde 2019 aufgrund unserer 
BDS-Unterstützung geschlossen. Das geschah nach Agitation des israelischen Journalisten 
Benjamin Weinthal und Druck vom Zentralrat der Juden in Deutschland.

Dieser Druck und die politische Verfolgung werden immer größer, je mehr Israel und seine 
Apartheidpolitik im Staat Israel und im Westjordanland, und nun seine genozidale Politik im 
Gazastreifen, an Zustimmung in der Welt verlieren. Die Bundesrepublik gehört zu Israels 
letzten treuen Verbündeten, und die deutsche Politik kooperiert mit Israels Apartheid und 
Genozid, obwohl über 80% der deutschen Bevölkerung die Politik der Bundesregierung nicht 
unterstützt.

Mitte April findet in Berlin der Palästina-Kongress statt, bei dem eine große Bandbreite an 
internationalen Redner:innen, darunter etwa der ehemalige griechische Finanzminister Yanis 
Varoufakis, auftreten wird. Je näher der Kongress rückt, desto mehr Verfolgung findet statt; er 
wird seit Wochen in den Boulevardmedien und der Lokalpolitik in schrillen Tönen diffamiert, 
etwa als „Hass-Gipfel“, zu dem „Tausende Antisemiten“ anreisen werden. Weil die 
Journalist:innen nichts Sachliches darüber schreiben können, versuchen sie, den Kongress 
durch Kontaktschuld zu delegitimieren.

Weil die Organisator:innen von der Politik unabhängig sind, greifen die üblichen Mittel wie 
Absage oder Raumentzug aber nicht. Der Kongress wird über Ticketverkäufe und Spenden 
finanziert; wir, die Jüdische Stimme, haben unser Konto dafür zur Verfügung gestellt – weshalb 
es jetzt gesperrt wurde. Wir werden uns dadurch nicht einschüchtern lassen, und auch wenn 
wir dieses Konto verlieren: Unsere Position zum Genozid ist von unseren jüdischen Werten 
abgeleitet und hängt nicht von finanziellen Mitteln ab. Unsere Mitgliedszahlen steigen mit 
jedem Tag und jeder Repressalie. Wer bei uns Mitglied ist, weiß es selbst. Es geht keine Bank 
etwas an. Gegen die willkürliche, politisch motivierte und in einem Rechtsstaat unhaltbare 
Sperrung unseres Kontos gehen wir juristisch vor.




















